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Liebe Mitglieder

Jahresrückblicke erlauben es uns, die abgelaufene Periode nochmals durchzugehen und 
uns zu fragen, was wir erreicht haben und wo noch Wünsche offen geblieben sind. Wie 
stellt sich das hinter uns liegende Berichtsjahr 2010 aus der Sicht unseres Verbands 
dar? 
	 Wie immer gibt es zwei Seiten. Einerseits konnten wir im Interesse unserer Mitglie-
der wiederum viele schöne Erfolge verbuchen. Das war insbesondere bei den Mietzins-
senkungen durch den gesunkenen Referenzzinssatz der Fall. Einmal mehr zeigte sich, 
dass die Vermieter Mietsenkungen nur sehr ungern vornehmen, auch wenn der An-
spruch klar ausgewiesen ist. Daher braucht es in den meisten Fällen die Initiative der 
Mietenden, die auf ihr Recht pochen. Hier hat unsere Kampagne Wirkung gezeigt: Im-
mer mehr Mietende warten nicht einfach passiv eine Reaktion des Vermieters ab, son-
dern sie gehen in die Offensive und verlangen konkret eine Senkung. Wir durften in 
zahlreichen Fällen mithelfen, dass unsere Mitglieder zu ihrem verdienten Erfolg ka-
men. 
	 Auf der anderen Seite ist die Lage der Mieterinnen und Mieter nicht einfacher ge-
worden. Die Sanierungswelle rollt durchs Land. Sie hat zur Folge, dass Immobilienfir-
men oft die Gelegenheit einer Renovation dazu benützen, um die Mieten an den Markt 
anzupassen. Überrissene Mietzinserhöhungen nach Sanierungen nehmen immer mehr 
zu. Auch hier konnten wir in zahlreichen Fällen, von denen wir Ihnen einige in diesem 
Jahresbericht vorstellen, korrigierend eingreifen. Wir wünschen uns aber, dass noch 
weit mehr Betroffene Mut fassen und sich gegen solche unsauberen Praktiken zur Wehr 
setzen. Einmal mehr muss betont werden, dass nur die wertvermehrenden Anteile ei-
ner Sanierung überwälzt werden dürfen. Der Rest ist nämlich in der Miete inbegriffen 
und damit bereits bezahlt. 
	 Es wird uns also auch in diesem Jahr nicht an Arbeit mangeln. Die Erfolge von Mie-
terinnen und Mietern, die den Mut hatten, ihre Rechte durchzusetzen, sollen alle Zau-
dernden beflügeln, es ihnen gleich zu tun. Es gilt noch immer das alte Sprichwort, dass 
schon verloren hat, wer sich nicht wehrt. In diesem Sinne möchten wir alle Mitglieder 
ermuntern, in ihrem Bekanntenkreis auf den MV aufmerksam zu machen, damit wir 
unsere Kompetenz auch neuen Kreisen zur Verfügung stellen können. 
	 Sie haben es sicher bemerkt: Dieser Jahresbericht erscheint erstmals in der überar-
beiteten Form des M&W Spezial. Wir freuen uns sehr darüber, vom neuen Auftritt un-
serer Mitgliederzeitschrift profitieren zu können und Ihnen die Informationen aus un-
serem Jahresrückblick in einer attraktiven Form zukommen zu lassen. Wir danken 
dem M&W-Team für seine tatkräftige Mithilfe bei der Realisierung dieses Projekts. 
	 Zum Schluss bleibt es an uns, Sie alle recht herzlich zu unserer diesjährigen Mit-
gliederversammlung vom 10. Mai in Reinach einzuladen. Alle Details finden sie weiter 
hinten. Kommen Sie an die Versammlung, stossen sie mit uns an und lernen Sie viele 
weitere engagierte Verbandsmitglieder kennen!

Freundliche Grüsse

Sarah Brutschin, Co-Präsidentin	 Andreas Bégiun, Co-Präsident

E d i t o r i a l
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Mitgliederversammlung 
des MV Baselland  
und Dorneck-Thierstein
Dienstag 10. Mai 2011, Restaurant Rössli, Reinach 
Hauptstrasse 24 (das Restaurant Rössli befindet sich 50 Meter entfernt von 
der Haltestelle des Trams Nr. 11 Reinach Dorf) 

1 9 . 0 0  S t a t u t a r i s c h e  G e s c h ä f t e

Traktanden
1.	 Begrüssung durch das Präsidium
2.	 Genehmigung der Traktandenliste
3.	 Protokoll der Mitgliederversammlung vom 17. Mai. 2010
4.	 Jahresberichte und Verbandsfinanzen
5.	 Wahlen ins Präsidium, Vorstand und Revision
6.	 Budget 2011
7.	 Festsetzung des Mitgliederbeitrages 2012
8.	 Diverses
Gemäss Statuten müssen allfällige Wahlvorschläge und Anträge, die in die-
ser Versammlung behandelt werden sollen, dem Sekretariat spätestens zwei 
Wochen vor der Versammlung eingereicht werden.
	 Das Protokoll der Mitgliederversammlung 2010 sowie die Bilanz- und Er-
folgsrechnung liegen an der Versammlung auf oder können vorgängig tele-
fonisch auf dem Sekretariat oder unter www.mieterverband.ch/baselland be-
zogen werden.

2 0 . 0 0  U h r  A p é r o

Im Anschluss an die statutarischen Geschäfte laden wir Sie gerne zu einem 
kleinen Apéro ein. Dort besteht die Möglichkeit zur gegenseitigen Kontakt-
aufnahme.

2 0 . 3 0  U h r  De  r  G eme   i n d e p r ä s i d e n t 
i m  G e s p r ä c h
Rund 60 Prozent der Reinacher Bevölkerung  wohnt in Miete. Wie werden 
die Interessen dieser Bevölkerungsmehrheit in der Gemeindepolitik wahr-
genommen und was können Mieterinnen und Mieter vom Gemeinderat  
erwarten? Welche Ideen und Visionen vertritt er und welche Probleme sieht 
er dabei?
	 Über solche und weitere Fragen möchten wir uns mit dem Reinacher  
Gemeindepräsidenten Urs Hintermann unterhalten.

E i n l a d u n g
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31. Januar 2010
Rekordmonat Januar
Im Januar 2010 herrscht Hochbetrieb in 
unserer Rechtsabteilung. Diesen Ein-
druck bestätigt die jeweils per Monats-
ende erstellte Übersicht. An unserer te-
lefonischen Beratungslinie wurden 584 
Gespräche geführt. 358 Ratsuchende 
wandten sich an eine unserer persönli-
chen Rechtsberatungsstellen und lies-
sen sich von unseren Beraterinnen und 
Beratern ihre Rechte und Möglichkei-
ten schildern. Häufigstes Thema war 
das Vorgehen zur Erreichung einer 
Mietzinssenkung aufgrund des gesun-
kenen Referenzzinssatzes.
	 Mit diesem Ansturm wird der Ja- 
nuar zum  Rekordmonat. Im Laufe des 
Sommers geht die Nachfrage nach 
Rechtsberatungen sowie nach weite-
ren MV Dienstleistungen zurück, zieht 
dann aber im Herbst wieder stark an. 

8. Februar 2010
Brief an Betroffene in Liestal
Nachdem die Regimo Verwaltung den 
Mieterinnen und Mietern an der Liesta-
ler Frenkenstrasse mitgeteilt hat, dass 

sie im Laufe des Jahres die Liegenschaft 
umfassend sanieren werde, suchen be-
sorgte Mitglieder die Rechtsberatungs-
stelle in Liestal auf. Am 8. Februar 
schickt der MV allen Betroffenen einen 
Brief und macht sie auf ihre Rechte auf-
merksam. Dem Versand liegt auch un-
ser Merkblatt «Umbau und Sanierung 
– darauf müssen Sie achten» bei. Die-
ses enthält die wichtigsten Informatio-
nen rund um das Thema Umbau und 
Sanierung. 
	 Diese Sanierung wird uns das ganze 
Jahr beschäftigen. Während der Bau-
zeit rufen uns wiederholt Mieterinnen 
und Mieter an und fragen nach, wie sie 
sich gegen die starken Beeinträchti-
gungen wehren können. Nach Ab-
schluss der Bauarbeiten erhalten die 
Mieterinnen und Mieter eine kräftige 
Mietzinserhöhung. 20 Mietparteien 
wenden sich mit Unterstützung des 
Verbands an die Schlichtungsstelle.  

J a h r e s be  r i c h t  2 0 1 0

Bald 7000 
MV BL-Mitglieder 

Was mit der Vereinsgründung des 
Mieterinnen- und Mieterverbands 
Baselland durch eine Handvoll akti-
ver Mieterinnen und Mieter im Jahre 
1972 begann, hat sich mittlerweile 
zu einem grossen kantonalen Ver-
band entwickelt. In diesen vergange-
nen 39 Jahren stieg die Zahl der Ba-
selbieter Mieterinnen und Mieter, 
die sich gemeinsam im MV BL orga-
nisierten, stetig an. Während der 
Verband beispielsweise noch im Jah-
re 1985 rund 1 000 Mitglieder zählte, 
so war es 15 Jahre später bereits 
mehr als das Vierfache. Dieses 
Wachstum hielt auch im Berichts-
jahr an. Ende des vergangenen Jah-
res zählte der Verband 6 915 Mitglie-
der, was einer weiteren Zunahme 
von 2,6 Prozent entspricht. 
	 Doch dem sei noch lange nicht 
genug. Damit der Verband die Inter-
essen seiner Mitglieder sowie gene-
rell der Mieterinnen und Mieter 
wahren und ihre Vertretung ausbau-
en kann, muss er weiter wachsen 
und an Stärke gewinnen. Wir sind 
zuversichtlich, dass wir diesen Kurs 
auch in den nächsten Jahren einhal-
ten können und gehen davon aus, 
dass wir schon bald unser siebentau-
sendstes Mitglied begrüssen dürfen. 
Unsere Mitglieder können uns dabei 
unterstützen. Informieren Sie Ihre 
Bekannten über den MV und moti-
vieren Sie sie zu einem Beitritt.

Aufgrund des Rekordan-
sturms gegen Ende 2009 
baute der Verband sein 
Beratungsangebot zu 
Jahresbeginn aus. Auch 
wenn im vergangenen Jahr 
die Dienstleistungen etwas 
weniger nachgefragt  
wurden, der Ausbau hat 
sich gelohnt.

Vor einem Jahr konnten wir an 
dieser Stelle von einem wahren 

Ansturm auf unsere Rechtsberatun-
gen berichten. Als Folge davon bau-
ten wir diese weiter aus. Obwohl un-
sere Zahlen des vergangenen Jahres 
einen leichten Rückgang aufweisen, 
hat sich dieser Ausbau bewährt.
 

Einige Zahlen
 Persönliche Rechtsberatung: Der Ba-
selbieter Verband bietet gemeinsam 
mit dem Basler MV Rechtsberatun-
gen in Basel, Liestal, Binningen, Rei-
nach und Pratteln an. Im Rahmen 
dieser Beratungen wurden im ver-
gangenen Jahr insgesamt 3040 Bera-
tungsgespräche geführt (Vorjahr 
3607). Diese Beratungen betrafen 
sämtliche mietrechtlichen Themen. 
Zu Jahresbeginn standen Fragen im 
Zusammenhang mit unvollständi-
gen Mietzinssenkungen im Vorder-
grund. In der zweiten Jahreshälfte 
war die Kontrolle der Heiz- und  
Nebenkostenabrechnung das vor-
herrschende Thema.
	Telefonische Rechtsberatung: Insge-
samt 6277 Mieterinnen und Mieter 
(Vorjahr 6777), wovon wiederum 
rund die Hälfte aus dem Baselbiet, 
wandten sich mit ihren Fragen und 
Anliegen an unsere Beratungslinie.

Ausbau hat sich gelohnt
 Schriftliche Rechtsanfragen: 548 Mie-
terinnen und Mieter aus dem Basel-
biet (Vorjahr 648) schickten unserer 
Rechtsabteilung per Briefpost, per 
Fax oder per E-Mail ihre Unterlagen 
und liessen sich mittels telefoni-
schem Rückruf ihre Rechte erklären. 
Wie in allen Geschäftsbereichen 
feststellbar, erfolgte auch bei uns ei-
ne laufende Zunahme von elektroni-
schen Anfragen. 
 Gruppenberatungen: Der Verband 
lud in 10 Fällen die betroffenen Mie-
terinnen und Mieter gemeinsam zu 
einer Informationsversammlung 
ein und diskutierte mit ihnen das 
weitere Vorgehen (Vorjahr 12).
	Wohnfachberatung: MV BL Mitglie-
der können Fachleute beiziehen und 
sich beim Ein- und Auszug sowie 
auch bei der Feststellung von Män-
geln unterstützen lassen. Diese 
Dienstleistung wurde im vergange-
nen Jahr 102 Mal nachgefragt.

Finanzen ins Lot gebracht

		  Budget 2010	 Abschluss 2010	 Budget 2011
Aufwendungen
Löhne und Honorare	 271 200.00	 273 111.70	 289 000.00
Abgaben	 272 854.00	 270 841.70	 277 770.00
Sekretariat und Administration	 94 500.00	 79 665.92	 99 500.00
Bildung von Rückstellungen	 0.00	 25 000.00� 0.00
Total Aufwendungen	 638 554.00	 648 619.32	 666 270.00
�	
Einnahmen
Mitgliederbeiträge	 621 000.00	 623 346.00	 632 200.00
Beratungen	 17 000.00	 19 795.00	 24 000.00
Verkauf von Unterlagen	 3 000.00	 1 930.00	 2 000.00
Spenden	 5 000.00	 4 381.00	 4 000.00
Diverse Einnahmen	 3 000.00	 4 085.80	 7 300.00
Total Einnahmen	 649 300.00	 653 537.80	 669 500.00
					   
Gewinn/Verlust	 + 10 746.00	 + 4 918.48	 + 3 230.00

Aufgrund allgemein gestiegener 
Kosten sowie zur Verstärkung unse-
rer Rechtsschutzkasse beschloss die 
Mitgliederversammlung vom Früh-
ling 2009 eine Erhöhung des Mitglie-
derbeitrages auf neu Fr. 85.–. Nach-
dem im vorigen Jahr noch ein 
Verlust resultierte und Reserven von 
10 000 Franken aufgelöst werden 
mussten, gelang es, im vergangenen 
Jahr wieder schwarze Zahlen zu  
schreiben. Nebst der Aufstockung 
der Reserven um 25 000 Franken re-
sultierte ein Reingewinn von 5 000 
Franken. Zu diesem guten Ergebnis 
trugen auch die Ausgabendisziplin 
des Verbandes sowie das Mitglieder-
wachstum von 2,6% bei. Unter Be-

rücksichtigung dieser Reserven be-
trägt das Verbandsvermögen somit 
143›000 Franken. Dies mag als unnö-
tiges Geldhorten erscheinen, doch 
ein Blick auf mögliche Entwicklun-
gen des regionalen Liegenschafts-
marktes unterstreicht die Bedeu-
tung dieser Reserven. Gut möglich, 
dass der Verband schon in den 
nächsten Jahren darauf zurückgrei-
fen muss, damit er die Interessen sei-
ner Mitglieder wirksam verteidigen 
kann.
	 Die Bilanz sowie die detaillierte 
Erfolgsrechnung liegen an der Mit-
gliederversammlung auf oder kön-
nen telefonisch sowie auf unserer 
Homepage bezogen werden.
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9. März 2010
Mietzinserhöhung 
im Augarten
In den letzten Jahren wurde die Sied-
lung Augarten in Rheinfelden in meh-
reren Etappen renoviert. Heute erhal-

ten 300 Mieterinnen und Mieter nach 
Abschluss der Arbeiten eine deutliche 
Mietzinserhöhung. Umgehend verteilt 
der MV in alle Briefkästen Informatio-
nen und ein vorgedrucktes Formular, 
mit dem die Betroffenen ihre Mietzins-
erhöhung bei der Schlichtungsstelle 
anfechten können. 
	 Einige Wochen später erhalten die 
Interessierten die Einladung zu einer 
Infoversammlung. Dort bietet der MV 
den Betroffenen seine Unterstützung 
an. Die Auseinandersetzung führt zu 
grosser Beachtung in den regionalen 
Medien. Die Aargauer Zeitung überti-
telt ihren Bericht zur Infoversammlung 
gar mit «Mieter proben den Aufstand». 
Die Basler Zeitung wirft die Frage auf, 
ob und wieviel die Mieterinnen und 
Mieter für die neuen Aussenlifte, die 
sie niemals wollten, bezahlen müssen. 

14. April 2010
Ein Steuerprivileg von 86 Millio-
nen Franken
Aufgrund der beharrlichen Arbeit des 
MV musste das Baselbiet sein Steuer-
gesetz ändern. Erstmals seit Inkrafttre-
ten dieser Revision nennt der Regie-
rungsrat konkrete Zahlen: 86 Millionen 
Franken beträgt die stolze Summe, 
welche Baselbieter Wohneigentümer 
dank der Eigenmietwertbesteuerung 
jedes Jahr nicht als Steuern bezahlen 
müssen. Doch von einer notwendigen 
Korrektur will der Regierungsrat nichts 
wissen. Stur verteidigt er trotz der tief-
roten Finanzen dieses Steuerprivileg. 
	 Der MV hingegen ist nach wie vor 
der Überzeugung, dass Mieterinnen 
und Mieter bei gleichen Einkommens- 
und Vermögensverhältnissen unge-
fähr gleich viel Steuern bezahlen müs-
sen wie Wohneigentümerinnen und 
Wohneigentümer. In seiner Mediener-
klärung vom 14. April hält der MV an 
dieser Forderung fest. Wie die regie-

J a h r e s be  r i c h t  2 0 1 0

Viel Ausdauer ist nötig
Die Zinsen befinden sich 
auf einem Rekordtief. Doch 
trotzdem haben noch lange 
nicht alle Mieterinnen und 
Mieter die ihnen zustehende 
Mietzinssenkung erhalten. 
Der MV unterstützt diese 
weiterhin. Wie die vergan-
genen Monate zeigen, 
braucht es in vielen Fällen 
Beharrlichkeit und Aus-
dauer.

Die Zinsen befinden sich weltweit 
auf einem Rekordtief. Die Ban-

ken erhalten von der Nationalbank 
mittlerweile ihr Geld praktisch um-
sonst. Nachdem der mietrechtlich 
relevante Referenzzins im Jahre 
2009 in zwei Schritten auf 3% ge-
senkt wurde, liegt er mit Bekanntga-
be vom 1. Dezember 2010 bei 2,75%. 
Als Folge davon hat die überwiegen-
de Mehrheit der Mieterinnen und 
Mieter Anspruch auf Senkung des 
Nettomietzinses. Doch wie schon 
frühere Senkungsrunden zeigen, ge-
ben die allerwenigsten Vermieter 
diese von sich aus weiter. Mieterin-
nen und Mieter müssen also selbst 
aktiv werden und sich für ihre Rech-
te einsetzen.	
	 Der Baselbieter Verband hat all 
seinen Mitgliedern jeweils einen fix-
fertigen Musterbrief zugestellt. Mit 
diesem konnten sie ihre Ansprüche 
anmelden. Zusätzlich verteilte er 
nach der ersten Senkungsrunde 
10 000 solche Musterbriefe, was von 
der Basellandschaftlichen Zeitung 
mit «Baselbieter Mieterverband ruft 
zum Aufstand auf» übertitelt wurde.

Schreiben alleine reicht nicht
Viele Mitglieder sind diesem Aufruf 
gefolgt. Viele, aber nicht alle erhiel-
ten als Antwort eine Mietzinssen-
kung, allerdings meist eine unvoll-
ständige. Die meisten Vermieter ge- 
ben zwar die Senkung korrekt wei-
ter, verrechnen aber eine pauschale 
«allgemeine Kostensteigerung» bzw. 
«gestiegene Betriebs- und Unter-
haltskosten». Unter dem Strich ver-
bleibt eine viel zu knappe Senkung, 
in einzelnen Fälle gab es gar eine Er-
höhung.
	 Doch eine solche pauschale Ver-
rechnung entspricht nicht den ge-
setzlichen Anforderungen und wird 

von der Baselbieter Schlichtungs-
stelle auch nicht geschützt. Diese 
verlangt, wie vom Bundesgericht 
vorgegeben, jeweils eine detaillierte 
Berechnung, aus der ein Kostenan-
stieg ersichtlich ist. Die meisten Ver-
waltungen wissen das zwar sehr ge-
nau. Doch sie befolgen das Motto: 
«Wir können es ja mal probieren». 
Deshalb reichte in vielen Fällen nur 
schon der Druck mit dem mögli-
chen Gang an die Schlichtungsstel-
le, damit die Mieterinnen und Mie-
ter eine vollständige Senkung er- 
hielten. Einige Mieterinnen und 
Mieter erhielten auch eine abschlä-
gige Antwort. Der Vermieter begrün-
den dies mit «orts- und quartierübli-
chen Mieten» bzw. damit, dass sie 
sonst die ihnen zustehende Rendite 
nicht erzielen. Zugegeben, im 
Grundsatz können Vermieter so ei-
nen Senkungsanspruch abwehren. 
Doch gemäss dem Leitsatz «Vertrau-
en ist gut, Kontrolle ist besser» tun 
Mieterinnen und Mieter gut daran, 
auch hier bei der Schlichtungsstelle 
um eine Überprüfung nachzusu-
chen. Denn auch hier gibt es Vorga-
ben, und solange Mieterinnen und 
Mieter nicht im Besitz dieser Zahlen 
sind, haben sie auch keine Möglich-
keit zur Überprüfung dieses Ein-
wandes.

Faule Ausreden
Der MV BL nahm Einblick in Hunder-
te von Dossiers. Nebst den oben er-
wähnten Einwänden legten einzel-
ne Vermieter bei der Suche nach den 
Gründen, wie sie eine Senkung ver-
weigern können, eine bemerkens-
werte Fantasie an den Tag. Einzelne 
verwiesen auf eine Festhypothek, 
anderen senkten zwar, wollten aber 
gleichzeitig ohne entsprechende 
Kompensation neue Nebenkosten 
einführen. Am erstaunlichsten wirk-
te aber die telefonische (!) Antwort 
einer durchaus professionellen Ver-
waltung, wonach sie aus administra-
tiven Gründen nur Mietzinsverände-
rungen vornehme, die höher als 20 
Franken monatlich seien. Und dies 
im Zeitalter des Computers! 

Noch immer möglich
Noch immer steht der Referenzzins-
satz bei 2,75%. Wie lange noch, wis-
sen wir auch nicht. Wir raten des-
halb weiterhin all den Mieterinnen 
und Mietern, die es nicht schon ge-
tan haben: Schauen Sie im Mietver-
trag nach, auf welchem Stand die 
Miete beruht, und schreiben Sie an-
schliessend Ihrem Vermieter. Der 
MV BL stellt im Internet oder via Se-
kretariat weiterhin Musterbriefe 
und Infomaterial zur Verfügung.

Mietzinssenkung jetzt. Mieterinnen und Mieter müssen aktiv werden und vom 
Eigentümer eine Senkung verlangen.
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rungsrätlichen Zahlen zeigen, ist es 
aber noch ein langer Weg bis zur Errei-
chung dieses Zieles.

17. Mai 2010
Mietpolitischer Rundgang 
in Birsfelden
60 Mieterinnen und Mieter nehmen 
im Vorfeld der statutarischen Mitglie-
derversammlung an einem vom MV or-
ganisierten Rundgang teil. Der Spazier-
gang führt durch das Birsfeldener 
Sternenfeld. Dort konnten der Verband 

und seine Mitglieder in den letzten Jah-
ren einige Erfolge feiern. An acht Sta-
tionen erläutern MV-Angestellte die 
Anliegen des Verbands und dokumen- 
tieren die geleistete Arbeit. Zur Sprache 
kommen verschiedene Themen wie 
Leerkündigung eines ganzen Hochhau-
ses, verfehlte Liegenschaftssanierun-
gen, die zu drastischen Mietzinserhö-
hungen führten, überteuerte Anfangs- 
mieten, nicht weitergegebene Miet-
zinssenkungen bis hin zu Rückforde-
rung von zuviel bezahlten Nebenkos-
ten.
	 Ein weiteres Ziel dieses Rundganges 
besteht darin, den Anwesenden aufzu-
zeigen, dass die Auseinandersetzun-
gen, die der Verband gemeinsam mit 
seinen Mitgliedern führt, nicht nur in 
irgendwelchen Büros stattfinden, son-
dern an ganz konkreten Orten, nämlich 
dort, wo die Verbandsmitglieder woh-
nen und leben.

30. Juni
Heiz- und Nebenkosten- 
abrechnung
In den allermeisten Mietverhältnissen 
endet am 30. Juni die Periode, in der die 
jährliche Abrechnung der Heiz- und 
Nebenkosten erstellt wird. In den dar-
auf folgenden Wochen und Monaten 
erhalten die Mieterinnen und Mieter 
dann jeweils ihre Abrechnungen. Dar-
aus resultieren vielfach massive Nach-
forderungen, die den Mieterinnen und 
Mietern in Rechnung gestellt werden. 
Mit Fug und Recht wird deshalb bereits 
von einer «zweiten Miete» gesprochen.

J a h r e s be  r i c h t  2 0 1 0

Baselbiet wird saniert – 
Missbrauch bei Sanierungen
Sanierungen werden oft 
zur Steigerung der Miete 
missbraucht. Dagegen sind 
Mieterinnen und Mieter 
aber nicht machtlos.

Der Kanton Basel-Landschaft ver-
zeichnete in der Zeit von 1960 

bis 1980 eine stürmische Entwick-
lung. Rund 40% aller heutigen Woh-
nungen wurden in dieser Zeit ge-
baut, sind also mittlerweile 30 bis 50 
Jahre alt. Die meisten von ihnen 
wurden über die Jahre mehr schlecht 
als recht unterhalten, obwohl Mie-
terinnen und Mieter jeden Monat ih-
ren Mietzins bezahlen. Ein Mietzins, 
der schliesslich so berechnet ist, 
dass der Eigentümer den notwendi-
gen Unterhalt damit bestreiten 
kann. Doch statt dass dieser aufge-
schobene Unterhalt einfach ausge-
führt und ensprechend ausgewiesen 
wird, werden möglichst viele der 
ausgeführten Arbeiten als wertver-
mehrend deklariert und so auf den 
Mietzins überwälzt. Das Gesetz 
kennt dazu eine Ausnahmebestim-
mung, die aber zur Regel wurde. Sie 
sieht die Möglichkeit vor, 50 bis 70% 
der Ausgaben als wertvermehrend 
zu betrachten.

Zum Beispiel Blauenstrasse 
Birsfelden
Das Hochhaus an der Birsfeldener 
Blauenstrasse mit seinen 70 Woh-
nungen wurde vor rund 50 Jahren 
erstellt und seither kaum unterhal-
ten. Im Mai 2009 teilte die Verwal-
tung den Mieterinnen und Mietern 
mit, dass das Haus saniert wird. 
Nebst dem Einbau von neuen Kü-
chen und Bädern und dem Auswech-
seln der Leitungen wurden auch 
Brandschutzarbeiten und eine «Erd-
bebenertüchtigung» angekündigt. 
Viele Mieterinnen und Mieter wand-
ten sich in der Folge an den Verband. 
Dieser orientierte an einer gutbe-
suchten Informationsversammlung 
die Betroffenen und wies sie auf ihre 
Rechte und Möglichkeiten hin. Viele 
Mietende fragten besorgt nach der 
Mietzinserhöhung.
	 Mitte Juni 2010 und damit kurz 
vor den Sommerferien erhielten die 
Betroffenen dann die dicke Post: Ei-
ne Dreizimmerwohnung von 75 
Quadratmeter sollte 310 Franken 
mehr Miete kosten. Begründet wur-
de diese Erhöhung mit einer Formu-
lierung, wie sie mittlerweile häufig 

anzutreffen ist: «Anpassung auf-
grund wertvermehrender Investitio-
nen infolge umfassender Innen/Aus-
sensanierung im Gesamtbetrag von 
7’280’994 Franken, davon 60% wert-
vermehrender Anteil».
	 Zwei Dutzend Mietende gelang-
ten mit Unterstützung des Verbands 
an die Schlichtungsstelle in Liestal. 
Diese folgte dann der Auffassung 
des MV-Anwaltes, wonach die Erhö-
hungen überrissen seien. Sie bezif-
ferte den wertvermehrenden Anteil 
der Bauinvestitionen lediglich auf 
50% der Gesamtsumme und verlän-
gerte überdies die Amortisations-
dauer. Im Ergebnis betrug der Auf-
schlag für die Dreizimmerwohnung 
somit noch 215 Franken oder anders 
gesagt: Diese mutigen Mieterinnen 
und Mieter müssen hundert Fran-
ken weniger bezahlen.

Bei weitem kein Einzelfall
Der Fall Blauenstrasse ist bei weitem 
kein Einzelfall. Der MV war und ist 
in Auseinandersetzungen in den ver-
schiedensten Siedlungen und Über-
bauungen engagiert. Auf der MV-
Homepage findet man eine Liste 
dieser Fälle, die monatlich länger 
und länger wird. Überall, wo Infor-
mationsversammlungen stattfin-
den, sind die Fragen der Mieterin-
nen und Mieter mehr oder weniger 
die gleichen: Um wie viel darf der Ei-
gentümer den Mietzins nach einer 
Sanierung erhöhen? Welcher Anteil 
der Bausumme gilt als wertvermeh-
rend und darf somit bei der Miet-
zinsgestaltung berücksichtigt wer-

den? In welcher Zeit werden die 
Investitionskosten amortisiert? Wel-
che Entschädigung habe ich wäh-
rend der Bauzeit zu gut?

Leerkündigungen: Freie Hand 
für mehr Miete
In einigen Fällen gingen die Eigentü-
mer noch einen Schritt weiter: Sie 
kündigten den Mieterinnen und 
Mietern noch vor dem Umbau. Dies 
jedoch kaum aus Sorge, dass die Be-
troffenen während der Bauzeit eine 
Übergangsregelung benötigen, son-
dern viel eher deshalb, damit die Ei-
gentümer bei der Mietzinsgestal-
tung freie Hand haben und mög- 
lichst viele Kosten auf den Mietzins 
schlagen können – und wenn es der 
Markt hergibt, noch mehr. Hier sind 
Liegenschaften am Mattstückweg in 
Reinach, an der Farnsburgerstrasse 
in Pratteln, an der Römerstrasse in 
Reinach und an der Bottmingerstras- 
se in Binningen zu erwähnen. Die 
beiden letztgenannten Fälle ende-
ten aber mit einem guten Ausgang. 
	 An der Römerstrasse wehrten 
sich die Mieterinnen und Mieter ge-
meinsam und erfolgreich gegen die 
Kündigung. Die Schlichtungsstelle 
hob diese auf und die Mietenden 
können einstweilen weiterhin in ih-
ren Wohnungen bleiben. Zu einem 
guten Ende führte die Auseinander-
setzung an der Bottmingerstrasse. 
Nachdem die Mietenden mit Hin-
weis auf eine umfassende Sanierung 
die Kündigung erhielten, änderte 
die Eigentümerin ihre Pläne und 
zog die Kündigung wieder zurück.

Blauenstrasse in Birsfelden. Hier wehrten sich Mieterinnen und Mieter erfolgreich 
gegen eine überzogene Mietzinserhöhung.
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31. Juli 2010
Sommerpause
Erstmals seit vielen Jahren ist im Juli 
ein deutlicher Rückgang der Rechtsbe-
ratung und bei weiteren Auskünften 
zu verbuchen. Der MV erlebt ein verita-
bles Sommerloch. Doch so können die 
Angestellten des Sekretariats wie auch 
der Rechtsabteilung die in den hekti-
schen Monaten des ersten Quartals 
aufgelaufenen Überstunden kompen-
sieren, den Pendenzenberg abbauen 
und für die Zukunft wichtige Hinter-
grundarbeiten verrichten.

23. August 2010
Wohnungsnot im Baselbiet
Alle Jahre wieder publizieren die statis-
tischen Ämter von Basel und Basel-
Landschaft gemeinsam die Zahlen der 
leerstehenden Wohnungen in dieser 
Region. Wie auch in den vergangenen 
Jahren beträgt die Leerwohnungsquo-
te am Stichtag im Baselbiet gerade mal 
ein halbes Prozent. Und alle Jahre wie-
der beschönigen die offiziellen Stellen 
diesen Missstand und vermögen kei-
nerlei Handlungsbedarf zu erkennen. 
Fachleute und auch das Bundesgericht 
hingegen sprechen bei einer Quote 
von unter einem Prozent von einer 
Wohnungsnot.
	 Der MV weist in seiner Mediener-
klärung vom 23. August auf die fatalen 
Konsequenzen für die Mieterinnen 
und Mieter hin. Da die Eigentümer bei 
einem dermassen knappen Angebot 
am längeren Hebel sind, führen Woh-
nungswechsel stets zu einem höheren 
Mietzins. Somit dreht sich die Miet-
zinsspirale noch rascher, und insbeson-
dere die eh schon raren günstigen 
Wohnungen geraten noch stärker un-
ter Druck. Doch solange sich die Politik 
dieser Problematik nicht annimmt und 
Wohnen nur unter dem Blickwinkel 
des Wohneigentums betrachtet, solan-
ge wird sich daran nur wenig ändern.

20. September 2010
Einladung zu einer Mieter-
versammlung in Binningen
Die Wincasa teilt den Mieterinnen und 
Mieter zweier Binninger Wohnblocks 
mit, dass sie demnächst mit der Kündi-
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Es gibt kein Baselbieter 
Erfolgsmodell
Die Befürworter des steuer-
befreiten Bausparens 
verweisen gerne auf das 
angebliche Erfolgsmodell 
Baselland. Doch wer genau 
hinschaut, erkennt rasch, 
dass es sich um blosse Pro-
paganda handelt.

Die Daten zur Wohneigentums- 
quote in der Schweiz und in den 

einzelnen Kantonen wurden jeweils 
anlässlich der eidgenössischen 
Volkszählung erhoben. Deshalb exis-
tieren lediglich Zahlen zu den Jah-
ren 1980, 1990 und 2000. Aktuellere 
Daten liegen leider keine vor. Ein er-
folgreiches «Modell BL» müsste sich 
in diesen Zahlen spiegeln und eine 
deutlich stärkere Zunahme der 
Wohneigentumsquote aufweisen als 
die Gesamtschweiz und auch als die 
angrenzenden Kantone.
  	 Doch die Zahlen des Bundesam-
tes für Statistik zeigen ein anderes 
Bild. In der Schweiz betrug der An-
stieg der Wohneigentumsquote (für 
den Zeitraum von 1990–2000) 3,3%, 
im Baselbiet in der geichen Zeit mit 
3,6% nur unwesentlich mehr. In den 
Nachbarkantonen Aargau und Solo-
thurn, die beide keine Bausparabzü-
ge kennen, betrug das Wachstum 
hingegen 4,3% (Solothurn) bzw. 4,4% 
(Aargau), also deutlich mehr als im 
Kanton Basel-Landschaft.
 	 Dies kann nicht weiter erstau-
nen, sind doch in solchen Fragen 
nicht kantonale, sondern regionale 
Entwicklungen entscheidend. Wer 
beispielsweise in Basel lebt und sein 
Einfamilienhaus bauen möchte, 
kann das eben kaum mehr in der 
Stadt tun und weicht deshalb auf  
die Landschaft aus. 

Gefälligkeitsgutachten
Politische Forderungen werden stets 
mit Studien untermauert. Das ist im 
Grundsatz auch gut, und so geht je-
weils auch der Mieterinnen- und 
Mieterverband vor. Doch solche Stu-
dien sollten wissenschaftlichen Kri-
terien standhalten und nicht schon 
beim ersten Anblick den Eindruck 
eines Gefälligkeitsgutachtens er- 
wecken. Genau dies macht aber die 
von den Befürwortern allerorts ver-
breitete Studie «Bausparen im Kan-
ton Baselland». Hier haben es sich 
die Autoren Füeg und Studer, beides 
Ökonomen (sic!), wirklich zu einfach 

gemacht. Einerseits suchen sie posi-
tive volkswirtschaftliche Auswir-
kungen vorzuweisen, indem sie eine 
Wertschöpfung ermitteln, die sich 
aus den Bauinvestitionen der ge-
sparten Gelder ergibt. Dabei «verges-
sen» die Autoren wohlweislich, dass 
diese Gelder, solange sie nicht unter 
der Matratze versteckt werden, alter-
nativ ausgegeben werden und so 
ebenfalls positive wirtschaftliche 
Folgen haben.
	 Andererseits versuchen sie zu be-
legen, dass der Nutzen nicht von der 
Einkommenshöhe abhängt. Doch so-
lange die Verfasser bei den jeweili-
gen Einkommen nicht ausweisen, 
wie hoch diese wirklich sind bzw. 
wie gross die entsprechenden Abzü-
ge sind, so lange sagen diese Zahlen 
kaum etwas aus und können für die 
Diskussion nicht verwendet werden.
Tatsache ist auch, dass sämtliche an-
deren Untersuchungen keinen Er-
folgsausweis für den Kanton Basel-
Landschaft erkennen können. So- 
wohl der Bundesrat, das Bundesamt 
für Wohnungswesen in einem frühe-
ren Bericht wie auch die Fachhoch-
schule Luzern – sie alle können kei-
nerlei positive Effekte beim steuer- 
befreiten Bausparen à la Baselbiet er-
kennen.

Zweifelhafte Propagandisten
Doch es sind nicht nur Fakten und 
Studien, die an einem Erfolgsmodell 
BL zweifeln lassen. Es sind auch die 
Propagandisten selbst. Bereits im 
Rahmen der Eidgenössischen Volks-
initiative «Wohneigentum für alle» 
wollten sie der Schweiz die damalige 

Baselbieter Steuerlösung, die einen 
Eigenmietwert von rund 37% und ei-
nen Abzug für Mieterinnen und Mie-
ter vorsah, als Erfolg verkaufen. 
Doch vergebens: Die überwiegende 
Mehrheit der Stimmenden wollte 
1999 nichts davon wissen und ver-
warf die Vorlage wuchtig.
	 Peinlich für die Befürworter und 
allen voran für die zwei Freisinnigen 
Regierungsrat Adrian Ballmer und 
Nationalrat Hans-Rudolf Gysin war 
dann auch, wie das Bundesgericht 
im Mai 2005 auf eine Klage des Mie-
terinnen- und Mieterverbands be-
treffend des damaligen Baselbieter 
Modells reagierte. Es bezeichnete 
diese Regelungen als willkürlich 
und verfassungswidrig. Der Kanton 
musste sein Steuergesetz revidieren. 
Doch dem noch nicht genug: Seit 
dem Jahr 2000 ist in der Schweiz ein 
Gesetz zur Harmonisierung der 
Steuern in Kraft. Dieses schreibt vor, 
welche Abzüge die Kantone bei den 
Steuern zulassen dürfen. Das Bau-
sparen zählt nicht dazu. Dem Basel-
biet wurde extra eine Übergangslö-
sung bis zum Jahre 2004 gewährt. 
Doch statt sich endlich den rechts-
staatlichen Vorgaben anzupassen, 
verlängert der Kanton unter der Füh-
rung des freisinnigen Finanzdirek-
tors diese gesetzeswidrige Praxis je-
weils wieder um ein Jahr. 
	 Damit beantwortet sich die Frage 
nach dem Erfolgsmodell BL wohl 
von selbst. Wer in verantwortungs-
voller Position dermassen mit 
rechtsstaatlichen Grundsätzen um-
geht, hat seine Glaubwürdigkeit ver-
spielt. 

Der Bau des eigenen Einfamilienhauses hängt nicht vom Baselbieter Bausparen ab.
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gung ihrer Wohnung rechnen müssten. 
Die Eigentümerin, eine Anlagestiftung 
der UBS, plant die umfassende Sanie-
rung und wünscht freie Hand bei der 
anschliessenden Mietzinsgestaltung. 
Umgehend wenden sich Mitglieder an 
den MV. Dieser lädt für den 20. Septem-
ber alle betroffenen Mieterinnen und 
Mieter zu einem Informationstreffen 
ein. Auf ihren Wunsch hin verfasst Ge-
schäftsleiter Urs Thrier einen Brief an 
die Eigentümerin mit der Bitte, auf die 
Leerkündigung und die vollständige 
Sanierung zu verzichten und statt des-
sen nur die wirklich notwendigen Ar-
beiten auszuführen. Fürs erste leider 
vergeblich, erhalten doch alle Mieterin-
nen und Mieter am 25. September die 
Kündigung.
	 Aber wider Erwarten findet diese 
Geschichte ein gutes Ende. Im Dezem-
ber teilt die UBS den Mieterinnen und 
Mietern mit, dass sie «angesichts der 
aktuellen wirtschaftlichen Situation» 
auf eine umfassende Sanierung ver-
zichte und die ausgesprochenen Kün-
digungen zurückziehe. 

28.Oktober 2010
Augenschein an der Blauen-
strasse in Birsfelden
Nach einer nervenaufreibenden Um-
bauzeit flattert den Mieterinnen und 
Mietern des Hochhauses an der Blau-
enstrasse in Birsfelden im Sommer ei-
ne kräftige Mietzinserhöhung ins 
Haus. Eine 3- Zimmerwohnung von 75 
Quadratmeter sollte 310 Franken mehr 
kosten. Rund zwei Dutzend Betroffene 
wenden sich mit Unterstützung des 
Verbands und eines Vertrauensanwalts 
an die Schlichtungsstelle. Zur Vorberei-
tung der Verhandlung vom 10. Novem-
ber findet am 28. Oktober ein Augen-
schein statt. Bei diesem lassen sich der 
Vertrauensanwalt sowie der MV Ge-
schäftsleiter die ausgeführten Arbei-
ten vor Ort erläutern. Dabei bestätigt 
sich der Verdacht, wonach viele Arbei-
ten lediglich als Unterhaltsarbeiten be-
zeichnet werden müssen. Die Schlich-
tungsstelle folgt dieser Argumentation 
und reduziert die Aufschläge deutlich. 

27. November 2010
Landrat will den genossen-
schaftlichen Wohnungsbau 
fördern.
MV-Mitglied und SP-Landrat Dani 
Münger reichte im Nachgang zu den 
Auseinandersetzungen um den Ab-
bruch der Siedlung Im Wasen in Ober-
wil ein Postulat ein. Darin fordert er 

Der Gang zur Schlich-
tungsstelle lohnt sich
Beim Streit um Miete ist 
die Schlichtungsbehörde die 
erste Adresse. Dort können 
Mietende schon viel heraus-
holen.

Die Schlichtungsstelle für Mietan-
gelegenheiten ist die erste An-

laufstelle bei mietrechtlichen Ausei-
nandersetzungen. Sie stellt kein 
Gericht dar, sondern ist eine den Ge-
richten vorgelagerte Behörde. Ob Ei-
gentümer oder Mieter: Wer etwas 
von der Gegenseite möchte und dies 
nicht im direkten Kontakt erreichen 
kann, muss an diese Behörde gelan-
gen. Für sämtliche Mieterinnen und 
Mieter aus dem Baselbiet ist die kan-
tonale Schlichtungsstelle in Liestal 
zuständig. Mietende aus dem 
Dorneck-Thierstein müssen nach 
Breitenbach gelangen. 
	 Die Baselbieter Schlichtungsstel-
le hatte im vergangenen Jahr wie- 
derum Hochbetrieb, erledigte sie 
doch insgesamt 1’538 Fälle. Weitere 
229 Fälle blieben pendent und muss-
ten ins neue Jahr hinübergenom-
men werden. Diese Zahlen wider-
sprechen dem viel zitierten «Mie- 
terfrieden». Tatsache ist eben doch, 
dass zahlreiche Mieterinnen und 
Mieter sich in einer mietrechtlichen 
Auseinandersetzung befinden. Die 
dabei behandelten Themen entspre-
chen den Erfahrungen, wie sie der 
MV in seinen Rechtsberatungen er-
lebt. Es kommen sämtliche miet-
rechtlichen Themen vor. Im Vorder-
grund stehen Mietzinserhöhungen 
bzw. –senkungen, Fragen im Zusam-
menhang mit Nebenkosten, Män-
geln an der Wohnung sowie mit der 
Wohnungskündigung.

Schlichten mit Erfolg
Die Aufgabe der Schlichtungsstelle 
besteht in erster Linie darin, eine 
gütliche Lösung zwischen den Par-
teien zu finden. Dies tut sie mit Er-
folg, wie der Blick in die jährliche 
Statistik zeigt. Von den erwähnten 
1’538 erledigten Fällen endeten ge-
nau 60 Prozent mit einer Einigung 
der Parteien. In lediglich 15 Prozent 
aller Fälle gelang es nicht, eine Eini-
gung zwischen den Parteien zu er-
zielen. In der Mehrheit aller Fälle 
konnte somit ein Gerichtsverfahren 
vermieden werden – ein Verfahren, 
das meist viel Zeit und Nerven kostet 
und dessen Ausgang häufig offen 
und mit ungewissen Kosten verbun-
den ist.

Als eine Behörde, die den Gerichten 
vorgelagert ist, muss die Schlich-
tungsstelle breit abgestützt sein. Sie 
setzt sich aus einer oder einem un-
abhängigen Vorsitzenden und je  
einem Mitglied des MV sowie des 
Hauseigentümerverbands zusam-
men. Für den MV nehmen in Liestal 
zwölf Juristinnen und Juristen diese 
Aufgabe wahr. Die Mehrheit von ih-
nen ist auch für den MV als Vertau-
ensanwältin und -anwalt tätig. In 
Breitenbach besteht die MV-Vertre-
tung aus einer Anwältin und einem 
Anwalt. 

Keine Angst vor der 
Schlichtungsstelle
Im Unterschied zu einem Gerichts-
verfahren ist der Gang an die Schlich-
tungsstelle mit keinerlei Kosten ver-
bunden, und es können auch keine 
Kosten daraus entstehen. In den 
meisten aller Verfahren versucht die 
Schlichtungsstelle, den Parteien ei-

nen Vergleich vorzulegen. Dieser 
Vergleich tritt dann in Kraft, wenn 
ihm beide Parteien zustimmen. Des-
halb empfiehlt der MV seinen Mit-
gliedern, von der Schlichtungsbe-
hörde eine Bedenkzeit zu verlangen. 
So bleibt genügend Zeit, um im Rah-
men einer Rechtsberatung gemein-
sam mit unseren Fachleuten das wei-
tere Vorgehen zu besprechen und 
sich von diesen eine Einschätzung 
geben zu lassen.
	 Der Gang an die Schlichtungs-
stelle ist ein gutes Recht der Mieter-
innen und Mieter. Sie müssen des-
halb auch keine Angst vor einer 
Rachekündigung durch den Vermie-
ter haben. Während eines laufenden  
Verfahrens darf der Vermieter keine 
Kündigung aussprechen. Wer im 
Rahmen einer mietrechtlichen Aus-
einandersetzung einen Vergleich er-
zielt, geniesst anschliessend einen 
Kündigungsschutz von drei Jahren 
Dauer. 

Schlichtungsstelle
Adresse Basel-Landschaft
Schlichtungsstelle für Miet-
angelegenheiten, Bahnhofstrasse 3
 4410 Liestal
Telefon: 061 552 66 56 
Email: schlichtungsstelle@bl.ch
Kommissionsmitglieder des MV BL: 
André Baur, Andreas Béguin, Sarah 
Brutschin, Pierre Comment, Frances 
Harnisch, Renate Jäggi, Andreas  
Mayer, Sara Oeschger, Simon  

Stemmer, Daniel Stoll, Doris  
Vollenweider, Margrit Wenger

Adresse Dorneck-Thierstein
Schlichtungsbehörde
Amthaus
4226 Breitenbach
Telefon: 061 785 77 20
Email: lilly.gygi@ddi.so.ch
Kommissionsmitglieder des MV BL: 
Anne Pletscher und Eduard Schoch
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Hier an der Bahnhofstrasse 3 in Liestal befindet sich die Schlichtungsstelle.
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vom Kanton, dass dieser eine aktivere 
Wohnpolitik betreibt und insbesonde-
re den genossenschaftlichen Woh-
nungsbau fördert.
	 Der Baselbieter Landrat teilt in sei-
nem Bericht vom 27. November die An-

sicht der Regierung, wonach «eine 
sinnvolle Förderung des genossen-
schaftlichen Wohnungsbaus in unse-
rem Kanton aus verschiedenen Grün-
den angezeigt ist». 
	 Doch die finanziellen Mittel in Höhe 
von 13 Millionen Franken, die der Regie-
rungsrat zur Verfügung stellen möch-
te, sind viel zu knapp und vermögen die 
grundlegenden Probleme nicht zu lö-
sen. Der MV BL wird sich deshalb wei-
terhin dafür einsetzen, dass auch das 
Baselbiet eine Wohnbauförderung er-
hält, die ihren Namen verdient.

1. Dezember 2010
Referenzzins bei 2,75%
Der Bund gibt die Senkung des miet-
rechtlich relevanten Referenzzinssat-
zes von 3 auf 2,75% bekannt. In einer 
Medienmitteilung vom gleichen Tag 
fordert der MV die Verwaltungen so-
wie die Eigentümer auf, sich an das gel-
tende Mietrecht zu halten und umge-
hend vollständige Mietzinssenkungen 
vorzunehmen. 
	 In den darauf folgenden Tagen und 
Wochen fragen viele Mieterinnen und 
Mieter beim Verband nach ihren Mög-
lichkeiten, eine Mietzinssenkung zu er-
reichen. Für den 2. Dezember weist die 
Serverstatistik 561 Besucher der Basel-
bieter MV-Homepage aus, rund das 
Siebenfache eines durchschnittlichen 
Tages. Der Verband beschliesst zudem, 
dass alle Mitglieder Anfang Januar per 
Briefpost einen fixfertigen Senkungs-
brief und ein Infoblatt erhalten wer-
den. 

MV Baselland und 
Dorneck-Thierstein
Postadresse
MV Baselland & Dorneck-Thierstein
Clarastr. 2, Postfach 396, 4005 Basel
info@mv-baselland.ch
www.mieterverband.ch/baselland

Sekretariat und Administration
Mo bis Fr von 9 Uhr bis 12 Uhr
Mo bis Do von 13 bis 16 Uhr
Telefon 061 666 60 90 
Telefax 061 666 60 98

Persönliche Rechtsberatung 
Basel: Clarastrasse 2, 
Mo bis Do 17.00 bis 18.30 Uhr 
(Di / Mi nur für Mitglieder)
Liestal: Rebgasse 15 
(Advokaturbüro) 
Mo 17.30 bis 18.30 Uhr
Binningen: Curt Goetz-Str. 1
(Gemeindeverwaltung) 
Di 17.30 bis 18.30 Uhr
Reinach: Hauptstrasse 10 
(Gemeindeverwaltung) 
Mi 17.30 bis 18.30 Uhr

Pratteln: Oberfeldstr. 11 A 
(Anlaufstelle) 
Do 17.30 bis 18.30 Uhr

Beachten Sie bitte:
Unsere persönlichen Rechtsberatun-
gen erfolgen ohne Voranmeldung.
Für unsere Mitglieder sind die Bera-
tungen kostenlos. Nichtmitglieder, 
die sich auch anlässlich einer Bera-
tung nicht zu einer Mitgliedschaft 
entschliessen, bezahlen 40 Franken 
für eine telefonische und 50 Franken 
für eine persönliche Beratung.
	 In Basel ist die Rechtsberatung 
am Dienstag und am Mittwoch aus-
schliesslich für unsere Mitglieder re-
serviert.
	 Nehmen Sie bitte zu Ihrem Bera-
tungsgespräch Ihren Mietvertrag 
und allfällige Änderungen, gegebe-
nenfalls weitere für die Beratung 
notwendige Unterlagen sowie wenn 
möglich Ihren persönlichen Mitglie-
derausweis mit.

Rechtsberatung auf Termin
In Ausnahmefällen können Mitglie-
der mit dem Sekretariat einen Ter-
min vereinbaren. Die Rechtsbera-
tung erfolgt in diesem Fall aus- 
schliesslich in Basel.

Telefonische Rechtsberatung
Mo bis Fr von 9 bis 12 Uhr 
Mo bis Do von 13 bis 16 Uhr
Telefon 061 666 69 69

Wohnfachberatung
Nur für Mitglieder und auf Anfrage 
beim Sekretariat

Schriftliche Anfragen
Senden Sie uns Kopien aller Unterla-
gen, die zur Beantwortung Ihrer Fra-
gen nötig sind. Die Beantwortung er-
folgt ausschliesslich telefonisch. Ge- 
ben Sie uns deshalb Ihre Telefon-
nummer bekannt, unter der Sie zu 
Geschäftszeiten erreichbar sind.

Der Vorstand des Verbands
Dem Vorstand des Verbands gehör-
ten im Berichtsjahr folgende Mit-
glieder an:

Sarah Brutschin, Co-Präsidentin
Andreas Béguin, Co-Präsident
Urs Thrier, Geschäftsleiter
André Baur
Pierre Comment
Renate Jäggi

Markus Mattle
Jürg Wiedemann

Sämtliche Vorstandsmitglieder stel-
len sich an der Mitgliederversamm-
lung für ein weiteres Jahr zur Verfü-
gung. Für ihre unentgeltliche Arbeit 
und das dazu nötige Engagement 
möchten wir uns bei ihnen recht 
herzlich bedanken.	

	 Der Vorstand traf sich im vergan-
genen Jahr zu sechs Sitzungen. 
Nebst den periodisch anfallenden 
Geschäften befasste er sich schwer-
punktmässig mit der Neugründung 
des Schweizerischen Mieterinnen- 
und Mieterverbands sowie mit der 
Konsolidierung und der Weiter- 
entwicklung unseres Prozesshilfe-
fonds.

J a h r e s be  r i c h t  2 0 1 0

Viel Wissenswertes und stets aktuell: Die Homepage des MV BL

www.mieterverband.ch/baselland


